Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IY/1862 


Antrag 

der Abgeordneten Unertl, Dr. Kempfier, Dr. Huys, Wieninger 
und Fraktion der CDU/ CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Maß- und Gewichtsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- i 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 56 des Maß- und Gewichtsgesetzes vom 13. De- 
zember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1499) erhält fol- 
genden Satz 2: 

„Das gilt bei Bier auch für die gefüllten Flaschen.'' 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


Dem Antrag liegt das Bestreben zugrunde, das im- 
portierte Flaschenbier ausländischer Brauereien den 
gleichen Bestimmungen des geltenden Maß- und Ge- 
wichtsgesetzes zu unterwerfen, die auch für die 
deutschen Brauereien vorgeschrieben sind. Das Maß- 
und Gewichtsgesetz schreibt bekanntlich in seinen 
§§ 52 bis 55 Inhaltsnormen für die Flaschenverwen- 
dung im Inland vor. So ist u. a. bestimmt, daß Bier 
nur in Vs-, V 2 -Liter-, 70-cl- und 1 -Liter-Flaschen in 
den Verkehr gebracht werden darf. Flinsichtlich der 
ausländischen Erzeugnisse unterwirft das deutsche 
Gesetz nur die Einfuhr leerer Flaschen diesen Nor- 
menvorschriften, während für die Einfuhr gefüllter 
Flaschen die Gesetzesbestimmungen nicht gelten. 

Da bis zum Wirksamwerden der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sich die Einfuhr ausländischer 
Flaschenbiere in engen Grenzen hielt, spielte diese 
Lücke im Maß- und Gewichtsgesetz keine wesent- 
liche Rolle. In den letzten Jahren ist jedoch die Ein- 
fuhr sprunghaft angestiegen, wobei festzustellen ist, 
daß das ausländische Bier zum großen Teil in Fla- 
schen geliefert wird, die mit den deutschen Inhalts- 
normenvorschriften nicht übereinstimmen, so vor 
allem in Flaschen mit 32 oder 45 cl Inhalt. Das bringt 
allein schon betriebswirtschaftliche Kostennachteile 
und Behinderungen im Arbeitsprozeß der deutschen 
Brauereien mit sich. So führt z. B. die nicht zu ver- 
hindernde Vermengung dieser Flaschen mit dem 
Leergut der deutschen Brauereien zu vermehrter 
Arbeitsbelastung und zu Störungen im Wiederbefül- 


lungsvorgang, zumal bei Flaschen, die sich optisch 
nur schwer von den deutschen Flaschen unterschei- 
den lassen. Eine irrtümliche Füllung dieser Flaschen 
verursacht erhebliche technische Störungen und oft 
noch unangenehmere Beschwerden der Kundschaft, 
weil sie zumeist geringeren Inhalt haben. 

Da die ausländischen Flaschen sich von den deut- 
schen Normenflaschen nicht genügend unterscheiden, 
wird auch die Übersicht des Verbrauchers erschwert, 
besonders bei den 0,45-Liter-Flaschen der Auslands- 
brauereien, die die Differenz von 10 Vo im Inhalt 
gegenüber den 0,5-Liter-Flaschen der deutschen 
Brauereien nicht ohne weiteres erkennen lassen. 

Schließlich wird auch die Wettbewerbssituation der 
deutschen Brauereien durch diese ungleichmäßige 
Behandlung erschwert, da durch die Verwendung 
dieser ausländischen Flaschen, deren geringerer In- 
halt oft nicht kenntlich gemacht ist, das Erzeugnis 
preiswerter erscheint als das vergleichbare deut- 
sche Erzeugnis. 

Der Antrag, der lediglich die ausländischen Braue- 
reien den gleichen Bestimmungen des Maß- und Ge- 
wichtsgesetzes bei Bier unterwirft, erfüllt also gleich- 
zeitig die verbraucherpolitische Forderung nach 
Markttransparenz und die wirtschaftliche Forderung 
der Brauereien nach Beseitigung von Wettbewerbs- 
verzerrungen in der Konkurrenz mit den ausländi- 
schen Brauereien. 
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